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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
 
 
zu dem „Gesetz zur Vermeidung von Diskriminierung in Nordrhein-Westfalen (Landes-
antidiskriminierungsgesetz Nordrhein-Westfalen – LADG NRW)“ 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/18169 
 
 
 
 
Die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragen, den oben genannten 
Gesetzentwurf wie folgt zu ändern: 
 
 
1. § 2 Absatz 1 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 

 
„Für den Landtag gilt es nur, soweit dieser Verwaltungsaufgaben wahrnimmt.“ 
 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 2 wird die Angabe „öffentlicher-rechtlicher“ durch die Angabe „öffentlich-

rechtlicher“ ersetzt und die Angabe „im Folgenden AGG,“ gestrichen. 
 

b) Nach Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 eingefügt: 
 

„(3) Dieses Gesetz findet ferner keine Anwendung auf die Gerichte, die Behörden 
der Staatsanwaltschaft sowie den Verfassungsgerichtshof. Vom Geltungsbereich 
ausgenommen sind darüber hinaus öffentliche Stellen, soweit ihre Amtsträger Be-
fugnisse wahrnehmen, die ihnen als Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft 
(§ 152 des Gerichtsverfassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 6 des Ge-
setzes vom 20. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 95) geändert worden ist) zustehen, 
oder soweit ihre Amtsträger im Auftrag von Gerichten oder Behörden der Staats-
anwaltschaft tätig werden.“ 
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3. § 4 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 
 
„Eine Diskriminierung liegt vor, wenn jemand durch eine andere Person wegen 
antisemitischer, antiziganistischer oder rassistischer Zuschreibungen, der Natio-
nalität, des Geschlechts, der geschlechtlichen Identität, der ethnischen oder sozi-
alen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, einer chro-
nischen Erkrankung, des Lebensalters, der sexuellen Orientierung, der Eltern-
schaft oder der familiären Fürsorgeverantwortung im Sinne des § 3 Absatz 1 des 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes benachteiligt wird.“ 

 
b) In Absatz 4 wird die Angabe „gerade“ durch die Angabe „insbesondere“ ersetzt. 

 
4. § 5 wird wie folgt geändert: 

 
a) In Absatz 1 wird die Angabe „und 3“ durch die Angabe „bis 4“ ersetzt. 

 
b) Absatz 2 wird gestrichen. 

 
c) Die Absätze 3 und 4 werden zu den Absätze 2 und 3. 

 
 
5. § 7 wird wie folgt geändert: 

 
a) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt: 

 
„(1) Solange bei einem Verstoß gegen die in § 4 Absatz 1 normierten Verbote die 
Auswirkungen des Verstoßes zu Lasten der diskriminierten Person noch andauern 
und Abhilfe noch möglich und der Person zumutbar ist, haben die nach § 4 verant-
wortliche Person und die nach § 6 verantwortliche öffentliche Stelle die Diskrimi-
nierung einzustellen und angemessene Maßnahmen zur Abhilfe zu veranlassen.“ 

 
b) In Absatz 5 wird die Angabe „AGG“ durch die Angabe „Allgemeinen Gleichbehand-

lungsgesetz“ ersetzt. 
 
6. § 8 wird durch den folgenden § 8 ersetzt: 

 
„§ 8 

Kausalitätsnachweis 
 
Wenn im Streitfall die eine Partei Tatsachen beweist, die eine Diskriminierung nach 
§ 4 Absatz 2 bis 5 überwiegend wahrscheinlich machen, obliegt der anderen Partei der 
Nachweis dafür, dass kein Verstoß gegen die Bestimmungen zum Schutz vor Diskrimi-
nierung vorgelegen hat.“ 
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7. § 10 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 
 

„Die öffentliche Stelle hat das für Antidiskriminierung zuständige Ministerium über den 
Ausgang des Beanstandungsverfahrens zu unterrichten.“ 

 
8. Nach § 12 wird der folgende § 13 eingefügt: 

 
„§ 13 

Ombudsstelle 
 

(1) Das jeweils für Antidiskriminierung zuständige Ministerium errichtet eine Ombuds-
stelle. Die Ombudsstelle arbeitet fachlich unabhängig und ist insoweit nicht weisungsge-
bunden. 
 
(2) Aufgabe der Ombudsstelle ist es, Personen, die sich an sie wenden, durch Informa-
tion und Beratung zu unterstützen. Sie wirkt darauf hin, dass Streitigkeiten gütlich bei-
gelegt werden. 
 
(3) Die in § 2 Absatz 1 genannten Stellen arbeiten mit der Ombudsstelle zusammen und 
unterstützen sie bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Dabei kann die Ombudsstelle 
von den Stellen Auskunft verlangen und um Einsicht in Akten ersuchen. Eine Einsicht-
nahme in Personalakten ist ausgeschlossen. 
 
(4) Die Ombudsstelle gewährleistet die Vertraulichkeit der ihr im Rahmen ihrer Tätigkeit 
bekannt gewordenen Informationen. Sie ist befugt, personenbezogene Daten, die ihr im 
Rahmen ihrer Tätigkeit bekannt werden, zu verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist.“ 

 
9. Die bisherigen §§ 13 und 14 werden durch die folgenden §§ 14 und 15 ersetzt: 

 
„§ 14 

Evaluation 
 
Die Landesregierung überprüft die Auswirkungen des Gesetzes und berichtet dem Land-
tag bis zum 30. Juni 2030 über die Erfahrungen mit diesem Gesetz unter Mitwirkung der 
Wissenschaft, der Antidiskriminierungsstelle des Landes und von Verbänden. 

 
§ 15 

Inkrafttreten 
 
Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2026 in Kraft.“ 
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Begründung 
 
Die Änderungen gehen auf Impulse aus dem Kreis der geladenen Sachverständigen in der 
Sachverständigenanhörung des Integrationsausschusses zu dem Gesetzentwurf zur Einfüh-
rung eines Gesetzes zur Vermeidung von Diskriminierung in Nordrhein-Westfalen (Landesan-
tidiskriminierungsgesetz – LADG) am 5. Mai 2026 zurück.  
 
Im Einzelnen: 
 
Zu 1.: 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu Nummer 2 Buchstabe c, womit der 
Geltungsbereich angepasst wird. 
 
Zu 2.: 
 
a) Es handelt sich um redaktionelle Korrekturen. 

 
b) Das Einfügen des neuen Absatzes 3 dient zunächst der Auskonturierung der bisherigen 

Bereichsausnahme insbesondere für die Rechtspflege. Das Gesetz soll auch künftig in 
erster Linie die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben durch das Land und die sonstigen 
vom Anwendungsbereich umfassten öffentlichen Stellen erfassen. Es soll demgegen-
über nicht in verfassungsrechtlich oder bundesrechtlich besonders ausgestaltete Ver-
fahren der Rechtsprechung und der Strafverfolgung eingreifen. 

 
Die Änderung nimmt deshalb Gerichte, die Behörden der Staatsanwaltschaft sowie den 
Verfassungsgerichtshof vollständig vom Anwendungsbereich des Gesetzes aus. Damit 
wird verdeutlicht, dass richterliche Tätigkeit, staatsanwaltschaftliche Ermittlungs- und 
Entscheidungsbefugnisse sowie die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung nicht an 
den Maßstäben und Verfahrensfolgen dieses Gesetzes zu messen sind. Für diese Be-
reiche bestehen eigenständige, abschließende rechtsstaatliche Kontrollmechanismen, 
insbesondere die fachgerichtlichen Rechtsbehelfe, die strafprozessualen Verfahrensga-
rantien, dienst- und disziplinarrechtliche Instrumente sowie verfassungsrechtliche Bin-
dungen. Eine zusätzliche Kontrolle nach diesem Gesetz lässt es nicht ausgeschlossen 
erscheinen, dass anderenfalls die Funktionsfähigkeit, Eigenständigkeit und Verfahrens-
ordnung der Rechtspflege berührt wird und somit Überschneidungen mit bundesrechtlich 
geregelten Verfahrensordnungen entstehen. 
 
Die darüber hinaus vorgesehene Erweiterung des Ausnahmetatbestandes auf öffentli-
che Stellen, deren Amtsträgerinnen und Amtsträger Befugnisse als Ermittlungspersonen 
der Staatsanwaltschaft wahrnehmen, trägt dem Umstand Rechnung, dass strafpro-
zessuale Ermittlungen in der Praxis nicht ausschließlich durch 
 
Staatsanwaltschaften selbst durchgeführt werden. Insbesondere Polizeivollzugsbeam-
tinnen und Polizeivollzugsbeamte handeln im Ermittlungsverfahren häufig funktional als 
„verlängerter Arm“ der Staatsanwaltschaft. Soweit sie in dieser Eigenschaft tätig werden, 
sind sie in die bundesrechtlich geregelte Strafverfolgung eingebunden und unterliegen 
den Vorgaben der Strafprozessordnung, des Gerichtsverfassungsgesetzes sowie den 
Anordnungen der Staatsanwaltschaft. Die Ausnahme ist dabei tätigkeitsbezogen und 
nicht behördenbezogen ausgestaltet. Polizeibehörden und andere öffentliche Stellen 
werden daher nicht insgesamt aus dem 
 
Geltungsbereich des Gesetzes herausgenommen. Ausgenommen sind sie nur, soweit 
ihre Amtsträgerinnen und Amtsträger Befugnisse wahrnehmen, die ihnen als 
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Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft zustehen, oder soweit sie im Auftrag von 
Gerichten oder Staatsanwaltschaften tätig werden. Allgemeines Verwaltungshandeln 
gefahrenabwehrrechtliches Handeln außerhalb eines strafprozessualen Ermittlungsver-
fahrens sowie sonstige behördliche Tätigkeiten bleiben vom Gesetz erfasst, soweit nicht 
eine andere Ausnahme eingreift. 
 
Mit der Einbeziehung von Tätigkeiten im Auftrag von Gerichten oder Behörden der 
Staatsanwaltschaft wird zudem sichergestellt, dass auch unterstützende oder vollzie-
hende Handlungen, die unmittelbar einem gerichtlichen oder staatsanwaltschaftlichen 
Verfahren zugeordnet sind, einheitlich behandelt werden. Dies betrifft etwa die Durch-
führung gerichtlicher Anordnungen auch außerhalb des Strafprozesses, etwa bei der 
richterlichen Anordnung telekommunikationsbezogener Maßnahmen nach §§ 20 a, b 
des Polizeigesetzes Nordrhein-Westfalen oder bei der Unterbringung psychisch Er-
krankter nach § 12 Satz 1 des Gesetzes über Schutzmaßnahmen bei psychischen 
Krankheiten; es betrifft im Übrigen die Vollziehung strafprozessualer Maßnahmen oder 
sonstige Hilfstätigkeiten, die nicht als eigenständiges Verwaltungshandeln, sondern als 
Bestandteil eines justiziellen oder strafverfolgenden Verfahrens erscheinen. Die Rege-
lung dient damit der Rechtssicherheit und der klaren Abgrenzung des Anwendungsbe-
reichs. Zugleich bleibt der Schutz vor diskriminierendem Verwaltungshandeln im origi-
nären Anwendungsbereich des Gesetzes erhalten. Die Ausnahme beschränkt sich auf 
diejenigen Tätigkeiten, bei denen aufgrund ihrer Einbindung in Rechtsprechung, Straf-
verfolgung oder gerichtliche beziehungsweise staatsanwaltschaftliche Auftragsverhält-
nisse vorrangige und speziellere Verfahrensordnungen eingreifen. 

 
Zu 3.: 
a) Absatz 2 Satz 1 wird in mehrerlei Hinsicht präzisiert:  

 
Der Katalog der dort genannten Diskriminierungsmerkmale wird abschließend ausge-
staltet. Zu diesem Zweck wird das Wort „insbesondere“ gestrichen. 
 
Diese Änderung dient der Normenklarheit, der Rechtssicherheit und der verbesserten 
praktischen Handhabbarkeit des Gesetzes. Die Vorschrift benennt bereits eine Vielzahl 
besonders schutzwürdiger Merkmale, die an die in Verfassung, Unionsrecht und einfa-
chem Bundesrecht anerkannten Diskriminierungsverbote anknüpfen und diese für den 
Anwendungsbereich des Landesrechts konkretisieren. Durch die abschließende Fas-
sung wird deutlicher erkennbar, welche Benachteiligungen vom besonderen Schutzbe-
reich der Norm erfasst sind. 
 
Ein geschlossener Merkmalskatalog erleichtert sowohl den betroffenen Personen als 
auch den verpflichteten öffentlichen Stellen die rechtliche Einordnung. Betroffene kön-
nen verlässlicher beurteilen, ob ein Sachverhalt unter den Anwendungsbereich des Ge-
setzes fällt. Zugleich erhalten Behörden, Schulen und sonstige öffentliche Stellen eine 
klarere Grundlage für ihr Verwaltungshandeln, ihre internen Prüfabläufe und gegebe-
nenfalls erforderliche Dokumentations- und Abhilfeentscheidungen. 
 
Die abschließende Ausgestaltung trägt ferner dazu bei, Auslegungsschwierigkeiten zu 
vermeiden. Bei einem offenen Katalog kann im Einzelfall unklar sein, welche weiteren, 
nicht ausdrücklich genannten Merkmale den aufgeführten Gründen gleichzustellen sind. 
Dies kann zu Unsicherheiten in der Rechtsanwendung und zu uneinheitlicher Verwal-
tungspraxis führen. Die Streichung des Wortes „insbesondere“ begrenzt den Anwen-
dungsbereich der Vorschrift daher auf die vom Gesetzgeber ausdrücklich bestimmten 
Merkmale und stärkt damit die Vorhersehbarkeit behördlicher und gerichtlicher Entschei-
dungen. 
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Zugleich bleibt der Schutz vor Diskriminierung umfassend gewährleistet. Der Katalog 
enthält die zentralen und in besonderer Weise diskriminierungsrelevanten Merkmale, 
einschließlich antisemitischer, antiziganistischer und rassistischer Zuschreibungen, des 
Geschlechts, der geschlechtlichen Identität, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der 
Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Lebensalters, der sexuellen Ori-
entierung, der Elternschaft sowie der familiären Fürsorgeverantwortung im Sinne des 
§ 3 Absatz 1 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes. Damit werden die nach der 
gegenwärtigen Verkehrsanschauung maßgeblichen Schutzdimensionen ausdrücklich 
erfasst. 
 
Die Änderung stellt keine inhaltliche Abwertung weiterer Benachteiligungserfahrungen 
dar. Sie dient vielmehr der gesetzestechnischen Präzisierung und der Konturierung des 
besonderen antidiskriminierungsrechtlichen Schutzregimes dieses Gesetzes.  Allge-
meine Gleichbehandlungsgebote, verfassungsrechtliche Schutzpflichten sowie sonstige 
spezialgesetzliche Regelungen bleiben hiervon unberührt. Insgesamt wird durch die ab-
schließende Fassung ein ausgewogenes Verhältnis zwischen einem wirksamen Diskri-
minierungsschutz und dem Bedürfnis nach klaren, vorhersehbaren und praktikablen ge-
setzlichen Maßstäben hergestellt. 
 
Mit der Aufnahme des Merkmals „Nationalität“ wird der nunmehr geschlossene Katalog 
der Diskriminierungsmerkmale präzisiert und erweitert. Benachteiligungen können im 
Anwendungsbereich dieses Gesetzes nicht nur an rassistische oder ethnische (Her-
kunfts-) Zuschreibungen, Sprache, Religion oder Weltanschauung anknüpfen, sondern 
auch an die tatsächliche oder zugeschriebene nationale Zugehörigkeit einer Person. Die 
ausdrückliche Aufnahme der Nationalität trägt dabei der Tatsache Rechnung, dass in 
der Anknüpfung an eine tatsächliche oder zugeschriebene Nationalität ein eigenständi-
ges Diskriminierungsrisiko zu erblicken ist. „Nationalität“ knüpft in erster Linie an nach 
soziologischen Gesichtspunkten national bestimmte oder beschriebene Gruppen an, 
nicht jedoch an das rechtlich bestimmte Merkmal der Staatsangehörigkeit. „Ethnische 
Herkunft“ knüpft demgegenüber an eine gruppenbezogene Herkunfts- und Zugehörig-
keitszuschreibung an. Erfasst sind dort insbesondere gemeinsame oder zugeschriebene 
Merkmale wie Abstammung, Herkunft, kulturelle Prägung, Sprache, Tradition, äußere 
Zuschreibungen oder eine gemeinsame Geschichte. Die ethnische Herkunft muss nicht 
mit der Nationalität übereinstimmen. Die Ergänzung schließt Schutzlücken in Fällen, in 
denen eine Benachteiligung zwar nicht eindeutig einem anderen Diskriminierungsmerk-
mal zugeordnet werden kann, ihr sachlicher Anknüpfungspunkt aber eine nationale Zu-
ordnung der betroffenen Person ist. 
 
Schließlich wird der Katalog der Diskriminierungsmerkmale um das Merkmal der chroni-
schen Erkrankung ergänzt. Die Ergänzung trägt dem Umstand Rechnung, dass chroni-
sche Erkrankungen in erheblichem Maße geeignet sein können, gesellschaftliche Teil-
habe zu beeinträchtigt und mitunter Benachteiligungen im Kontakt mit öffentlichen Stel-
len auszulösen oder zu verstärken. Chronische Erkrankungen können dauerhaft oder 
langandauernd bestehen, schubweise verlaufen oder mit wiederkehrenden Einschrän-
kungen verbunden sein. Sie können sowohl körperlicher als auch psychischer Natur 
sein. Mit der ausdrücklichen Aufnahme dieses Merkmals wird klargestellt, dass der be-
sondere Schutzbereich des Gesetzes nicht nur Behinderungen im engeren Sinne er-
fasst, sondern auch solche gesundheitlichen Beeinträchtigungen, die wegen ihrer Dauer, 
ihres Verlaufs oder ihrer Auswirkungen ein vergleichbares Benachteiligungsrisiko be-
gründen können, ohne bereits zwingend den Begriff der Behinderung zu erfüllen. Damit 
wird eine Schutzlücke geschlossen und zugleich die Rechtsanwendung erleichtert. Dies 
gilt insbesondere für Personen mit chronischen körperlichen Erkrankungen, etwa lang-
andauernden internistischen, neurologischen, rheumatischen oder onkologischen 
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Erkrankungen, ebenso wie für Personen mit chronischen psychischen Erkrankungen. 
Gerade psychische Erkrankungen sind weiterhin häufig mit Stigmatisierungen, Vorurtei-
len und Fehleinschätzungen verbunden. Ihre Einbeziehung macht deutlich, dass auch 
hieraus folgende Benachteiligungen vom Schutzbereich der Norm erfasst sein können. 
Die Ergänzung steht in einem sachlichen Zusammenhang mit den bereits genannten 
Merkmalen der Behinderung und des Lebensalters, geht jedoch in ihrem Anwendungs-
bereich eigenständig darüber hinaus. Nicht jede chronische Erkrankung führt zu einer 
Behinderung oder beeinträchtigt überhaupt den Alltag; umgekehrt kann eine Benachtei-
ligung bereits an die Erkrankung als solche, an damit verbundene Zuschreibungen oder 
an tatsächliche Unterstützungs- und Rücksichtnahmebedarfe anknüpfen. Die ausdrück-
liche Nennung des Merkmals schafft daher zusätzliche Klarheit. 
 
Für die verpflichteten öffentlichen Stellen wird durch die Aufnahme des Merkmals er-
kennbar, dass chronische Erkrankungen bei der diskriminierungsfreien Ausgestaltung 
von Verfahren, Entscheidungen und Kommunikation zu berücksichtigen sind. Dies kann 
allerdings nur im Rahmen bestehender, darunter auch bereichsspezifischer Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften sowie tatsächlich bestehender Möglichkeiten gelten. 
 
Dies betrifft insbesondere Situationen, in denen krankheitsbedingte Besonderheiten für 
Fristen, Mitwirkungspflichten, behördliche Verfahren oder sonstige Teilhabemöglichkei-
ten Bedeutung erlangen können. Die Aufnahme erweitert den Schutzbereich allerdings 
gezielt um eine im Einzelfall praktisch bedeutsame Benachteiligungskonstellation führt 
jedoch nicht zur Begründung von neuen, in den Rechtsvorschriften nicht vorgesehenen 
Ansprüchen. Zugleich bleibt die abschließende Struktur des Merkmalskatalogs gewahrt. 
Die Änderung verbindet damit einen wirksamen, an tatsächlichen Diskriminierungsrisi-
ken orientierten Schutz mit dem Anliegen einer klaren und vorhersehbaren gesetzlichen 
Regelung. 
 
Bei der Ersetzung des Wortes „AGG“ durch „Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz“ 
handelt es sich schließlich um eine redaktionelle Anpassung. 

 
b) Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. 
 
Zu 4.: 
a) § 5 enthielt in seinem bisherigen Absatz 2 eine überflüssige Doppelung im Hinblick auf 

den jeweils anzulegenden Rechtfertigungsmaßstab bei diskriminierungsbedingen Un-
gleichbehandlungen. Zwar bestand eine gewisse sprachliche Abweichung zwischen 
dem in Absatz 1 als Anknüpfungspunkt einer Rechtfertigung genannten „legitimen 
Zweck“ und dem bisher in Absatz 2 genannten „rechtmäßigen Ziel“, die jedoch in der 
Sache nicht zu einem unterschiedlichen Rechtfertigungsmaßstab führen sollte. Sie be-
ruhte vielmehr auf dem Umstand, dass Absatz 2 namentlich maschinelle (mittelbare) 
Diskriminierungen erfasste und Ungleichbehandlungen bereits von vornherein – also 
zeitlich vor dem Programmieren oder Ingangsetzen des maschinellen Prozesses – nur 
mit dem Recht vereinbare Differenzierungen zum Gegenstand haben sollten. Diese Ziel-
setzung wird aber ebenso wirksam erreicht, wenn im Rahmen der mittelbaren Diskrimi-
nierung auf „legitime Zwecke“ abgestellt wird, denn ein Zweck verliert seine Legitimität, 
wenn er rechtswidrig ist. Vor diesem Hintergrund können bei im Übrigen identischen 
Anforderungen mittelbare Diskriminierungen auch von der Formel des Absatzes 1 er-
fasst werden. 
 

b) Es handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 
 
c) Es handelt sich ebenfalls um eine redaktionelle Folgeänderung. 
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Zu 5.:  
Die Änderungen in § 7 dienen der redaktionellen Anpassung. 
 
Zu 6.: 
Die Vorschrift wird grundlegend angepasst. Die Anpassung der gesetzlichen Überschrift dient 
dabei der Verdeutlichung der Zielsetzung: Damit wird der Regelungsgehalt des § 8 präziser 
bezeichnet. Die Vorschrift enthält keine allgemeine Beweislastregel für sämtliche Tatbestands-
merkmale eines Verstoßes gegen das Diskriminierungsverbot, sondern betrifft spezifisch die 
Frage, unter welchen Voraussetzungen eine Partei eine hinreichende tatsächliche Grundlage 
dafür darlegen und beweisen muss, dass eine Benachteiligung ursächlich gerade wegen eines 
geschützten Merkmals erfolgt ist. Die Änderung dient damit der Rechtsklarheit und der dog-
matischen Einordnung der Norm. Sie verdeutlicht zugleich, dass es sich nicht um eine voraus-
setzungslose oder pauschale Beweislastumkehr handelt, sondern um eine auf den Kausalzu-
sammenhang bezogene Nachweisregel. 
 
Im Übrigen wird die Vorschrift zu Gunsten einer verbesserten Handhabbarkeit im Rechtsver-
kehr angepasst: 
 
Die bisherige Formulierung, wonach eine Partei Indizien beweisen muss, die insbesondere 
eine Diskriminierung nach § 4 vermuten lassen, wird durch die Formulierung ersetzt, dass 
Tatsachen zu beweisen sind, die eine Diskriminierung überwiegend wahrscheinlich machen. 
 
Diese Änderung dient der Präzisierung des Beweismaßstabs und der Stärkung der Rechtssi-
cherheit. Die bisherige Anknüpfung an Indizien, die eine Diskriminierung vermuten lassen, 
bringt zum Ausdruck, dass Diskriminierungsbetroffene regelmäßig keinen unmittelbaren Ein-
blick in interne Entscheidungsabläufe, Beweggründe oder Kommunikationsprozesse öffentli-
cher Stellen haben. An diesem Grundgedanken hält das Gesetz fest. Die strukturell erschwerte 
Beweisführung bei Diskriminierungen im Verhältnis zu Behörden rechtfertigt weiterhin eine 
Beweiserleichterung hinsichtlich der Ursächlichkeit eines Diskriminierungsmerkmals für ein 
bestimmtes behördliches Handeln, Dulden oder Unterlassen. Die Änderung schafft jedoch ei-
nen angemessenen Ausgleich zwischen effektivem Diskriminierungsschutz und den berech-
tigten Belangen der in Anspruch genommenen Stelle. Einerseits bleibt die besondere Beweis-
not von Diskriminierungsbetroffenen berücksichtigt. Andererseits wird verhindert, dass bereits 
schwache oder spekulative Anhaltspunkte eine Nachweispflicht der Gegenseite auslösen. Die 
andere Partei muss den Gegenbeweis erst führen, wenn aufgrund bewiesener Tatsachen 
mehr für als gegen eine diskriminierende Verursachung spricht. Dabei kann sich die diskrimi-
nierungsbetroffene Person auch weiterhin auf bloße Hilfstatsachen berufen, wie sie etwa im 
Wege sog. Testing-Verfahren erhoben und vorgetragen werden können. 
 
Die Formulierung „überwiegend wahrscheinlich machen“ erhöht zudem die Vorhersehbarkeit 
der Rechtsanwendung. Sie gibt Gerichten, Behörden und Beteiligten einen klareren Prüfungs-
maßstab an die Hand. Maßgebend erscheint eine wertende Gesamtbetrachtung aller festge-
stellten Umstände. Sprechen diese Umstände mit überwiegendem Gewicht für eine Diskrimi-
nierung, obliegt der anderen Partei der Nachweis, dass kein Verstoß gegen die Bestimmungen 
zum Schutz vor Diskriminierung vorgelegen hat. Die Neufassung präzisiert damit die Ein-
gangsschwelle der Beweiserleichterung, ohne deren Schutzfunktion aufzuheben. Sie stellt si-
cher, dass die Nachweisregel nur in Fällen eingreift, in denen eine tragfähige tatsächliche 
Grundlage für die Annahme einer Diskriminierung besteht.  
 
Weiterhin werden die Belästigung und die Maßregelung aus dem Anwendungsbereich der Be-
weiserleichterung herausgenommen. Dies entspricht der Lage in anderen Bundesländern, so-
weit diese eine Beweiserleichterung in ihren Antidiskriminierungsgesetzen vorsehen. Die Be-
weiserleichterung erfasst damit künftig nur noch Diskriminierungen nach § 4 Absatz 2 bis 5. 
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Die Änderung beruht auf der unterschiedlichen Struktur der geregelten Fallgruppen. Diskrimi-
nierungen knüpfen regelmäßig an geschützte Merkmale an und können sich insbesondere in 
Auswahl-, Bewertungs-, Kommunikations- oder Verfahrenssituationen verwirklichen, deren 
maßgebliche Beweggründe für die betroffene Person häufig nicht ohne Weiteres erkennbar 
sind. Gerade bei solchen Vorgängen kann eine strukturelle Informationsasymmetrie bestehen, 
weil die entscheidungserheblichen Erwägungen innerhalb der öffentlichen Stelle gebildet und 
dokumentiert werden. Für diese Konstellationen bleibt die Beweiserleichterung sachgerecht. 
Insgesamt hat die Änderung eine sachgerechte Differenzierung zwischen den verschiedenen 
Schutzinstrumenten des Gesetzes zur Folge. Sie stärkt die Normenklarheit, wahrt den wirksa-
men Schutz vor Diskriminierung und stellt zugleich sicher, dass die Beweiserleichterung auf 
diejenigen Sachverhalte beschränkt bleibt, für die sie wegen der typischerweise erschwerten 
Erkenntnismöglichkeiten der betroffenen Person in besonderem Maße erforderlich ist. 
 
Schließlich wird die Formulierung „trägt die andere Partei die Beweislast“ durch die Wendung 
„obliegt der anderen Partei der Nachweis“ ersetzt. Diese Änderung dient der begrifflichen Prä-
zisierung und der besseren Abstimmung mit dem neu gefassten Regelungsgehalt der Vor-
schrift. Mit der Neufassung soll deutlicher zum Ausdruck gebracht werden, dass die Vorschrift 
keine umfassende, abstrakte Neuverteilung der Beweislast für sämtliche anspruchs- oder 
rechtsverletzungsbegründenden Tatsachen anordnet. Die betroffene Partei bleibt weiterhin 
verpflichtet, konkrete Tatsachen zu beweisen, die das Beruhen (benachteiligenden) Verwal-
tungshandelns auf einer Diskriminierung nach § 4 Absatz 2 bis 5 überwiegend wahrscheinlich 
machen. Erst wenn diese Eingangsschwelle erreicht ist, muss die andere Partei darlegen und 
nachweisen, dass kein Verstoß gegen die Bestimmungen zum Schutz vor Diskriminierungen 
vorgelegen hat. 
 
Der Begriff „Beweislast“ kann in diesem Zusammenhang missverständlich wirken, weil er den 
Eindruck einer weitgehenden Beweislastumkehr vermitteln kann. Dies ist nicht beabsichtigt. 
Die Vorschrift regelt vielmehr eine gestufte Nachweislast: Zunächst hat die betroffene Partei 
die tatsächliche Grundlage der überwiegenden Wahrscheinlichkeit einer Diskriminierung zu 
beweisen. Sodann trifft die andere Partei die Obliegenheit, den dadurch begründeten Schluss 
auf einen Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot zu entkräften. Die Wendung „obliegt der 
anderen Partei der Nachweis dafür“ beschreibt diese Rechtsfolge sachgerechter. Sie verdeut-
licht, dass es sich um eine prozessuale Nachweispflicht handelt, die erst nach erfolgreichem 
Vortrag und Beweis der erforderlichen Tatsachen durch die betroffene Partei einsetzt. Damit 
wird die Vorschrift sprachlich an die neue Überschrift „Kausalitätsnachweis“ und an die mate-
riell präzisierte Eingangsschwelle „überwiegend wahrscheinlich machen“ angepasst. Zugleich 
wird klargestellt, dass die andere Partei nicht schon aufgrund einer bloßen Behauptung oder 
eines allgemeinen Verdachts belastet wird. Ihre Nachweispflicht entsteht erst, wenn die be-
troffene Partei bewiesene Tatsachen vorgebracht hat, die in der Gesamtschau mehr für als 
gegen eine diskriminierende Verursachung sprechen. Die Neufassung stärkt daher die 
Rechtssicherheit und verhindert Fehlvorstellungen über Reichweite und Wirkungsweise der 
Vorschrift. Die Änderung wahrt dabei gleichwohl die Schutzfunktion der Beweiserleichterung. 
Diskriminierungsbetroffene sollen weiterhin nicht den vollen Nachweis innerer Beweggründe 
oder verdeckter Entscheidungsmotive führen müssen. Ist eine Diskriminierung aufgrund be-
wiesener Tatsachen überwiegend wahrscheinlich, ist es sachgerecht, der anderen Partei den 
Nachweis aufzuerlegen, dass kein Verstoß gegen die Bestimmungen zum Schutz vor Diskri-
minierung vorgelegen hat. Diese befindet sich regelmäßig näher an den maßgeblichen Ent-
scheidungsabläufen, Auswahlgründen und organisatorischen Hintergründen und kann daher 
eher aufklären, ob die beanstandete Behandlung diskriminierungsfrei erfolgt ist. 
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Zu 7.:  
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung – Übergang von deskriptiver zu imperativer 
Formulierung wie im Verwaltungsrecht sachgerecht. 
 
Zu 8.:  
Mittels § 13 werden Regelungen zur Errichtung sowie den Aufgaben und Befugnissen einer 
Ombudsstelle in das Gesetz eingefügt. Bei der vorgesehenen Ombudsstelle handelt es sich 
um ein Instrument, das der individuellen Beratung und Begleitung Diskriminierungsbetroffener 
dient und vorrangig Wege zur außergerichtlichen Streitbelegung auszuloten gehalten ist; die-
ser Aufgabenkreis dient sowohl der Gestellung eines individuellen Ansprechpartners oder ei-
ner individuellen Ansprechpartnerin als auch der Konflikt- und Prozessvermeidung.  
 
Zu Absatz 1: 
Die Ombudsstelle wird bei dem jeweils für Antidiskriminierung zuständigen Ministerium errich-
tet, eine Errichtung in dessen nachgeordnetem Bereich scheidet aus. Die Ombudsstelle agiert 
in Ombudsangelegenheiten fachlich unabhängig und unterliegt insoweit keinen Weisungen. 
Dadurch wird sichergestellt, dass die Stelle ihre Aufgaben sachgerecht wahrnehmen kann. 
 
Zu Absatz 2: 
Der Ombudsstelle obliegt die Unterstützung derjenigen Personen, die eine Diskriminierung im 
Einzelfall behaupten. Die Ombudsstelle unterstützt die sich an sie wendenden Personen durch 
Information, Beratung und Vermittlung, insbesondere bei komplexen Fallgestaltungen. Durch 
die Anrufung der Ombudsstelle soll eine (außergerichtliche) Einigung zwischen einer betroffe-
nen Person und der öffentlichen Stelle herbeigeführt werden, sodass bei erfolgreichen Verfah-
ren etwaige weitere Verwaltungs- oder Klageverfahren entfallen können. Die Ombudsstelle 
dient damit einer effektiven und ressourcenschonenden Lösung von Streitfällen. 
 
Zu Absatz 3: 
Die Vorschrift regelt zunächst eine allgemeine Zusammenarbeitsobliegenheit der von Diskri-
minierungsvorwürfen betroffenen öffentlichen Stellen mit der Ombudsstelle. Darüber hinaus 
werden der Ombudsstelle durch Absatz 3 jedoch zusätzlich einzelne besondere Befugnisse 
gegenüber den in § 2 Absatz 1 genannten Stellen – in der Regel Landesbehörden – zugewie-
sen. Dabei handelt es sich einerseits um eine Auskunftsbefugnis gegenüber der möglicher-
weise diskriminierungsverantwortlichen Stelle im Sinne des § 6, zum anderen um eine Befug-
nis zur Akteneinsicht ebendort. Diese Befugnisse sind in ihrem Wortlaut nahezu identisch mit 
denjenigen der oder des Polizeibeauftragten des Landes Nordrhein-Westfalen formuliert, 
wenngleich mit der Besonderheit, dass sie (lediglich) in antidiskriminierungsspezifischer Weise 
zu verstehen sind. Die Ombudsstelle kann hiernach von Stellen im Sinne des § 2 Auskunft 
verlangen und um Einsicht in Akten ersuchen. 
 
Ein Auskunftsersuchen ist in der Regel auf tatsächliche Fragen gerichtet, die Art und Weise 
sowie Ablauf eines konkreten, von einer die Ombudsstelle anrufenden Person vorgetragenen 
diskriminierenden Geschehens betreffen. Dabei gilt ausdrücklich, dass die oder der einzelne 
Beschäftigte unabhängig vom Diskriminierungsvorwurf nicht zur Mitwirkung an behörden- oder 
stelleninterner Sammlung von möglichen Auskunftstatsachen verpflichtet ist; der aus dem 
Strafrecht bekannte Grundsatz des nemo tenetur (keine Pflicht zur Selbstbelastung) gilt auch 
im LADG uneingeschränkt, auch wenn es sich dabei nicht um ein individuelles Sanktionsinstru-
ment, sondern um eine Regelung der mittelbaren und unmittelbaren Staatshaftung handelt. 
Eine entsprechende Mitwirkung Beschäftigter ist also stets freiwilliger Natur und somit auch 
disziplinarrechtlich vermitteltem Zwang oder Ähnlichem nicht zugänglich. Im Falle der Nicht-
mitwirkung Beschäftigter an der Sachverhaltsaufklärung kann Auskunft durch die jeweilige öf-
fentliche Stelle also nur insoweit erteilt werden, wie der Sachverhalt mit anderen behördenin-
ternen Möglichkeiten – zum Beispiel im Wege des Zeugenbeweises – erhellt werden kann. 
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Akteneinsicht betrifft die Vorlage oder Ermöglichung der Einsichtnahme in für den Diskriminie-
rungsvorfall mit einiger Wahrscheinlichkeit relevante, bei der jeweiligen öffentliche Stelle ge-
führte Akten im Sinne der Gesamtheit eines Geschäftsvorgangs. Es liegt dabei im pflichtge-
mäßen Ermessen der jeweiligen Stelle, auf welche konkrete Weise sie die Akteneinsicht ge-
währt. Eine Einsichtnahme in Personalakten ist mit Blick auf die besonders grundrechtsinten-
sive Natur der dort niedergelegten Inhalte jedoch ausgeschlossen. 
 
Für die Gewährung der Akteneinsicht sieht die Vorschrift keine Frist vor; sie darf freilich nicht 
unbotmäßig oder gar rechtsmissbräuchlich verzögert werden. 
 
Zu Absatz 4: 
Die Ombudsstelle gewährleistet nach Absatz 4, dass alle Informationen, von denen sie Kennt-
nis erhält, vertraulich bleiben. Personenbezogene Daten darf die Ombudsstelle im Rahmen 
der geltenden datenschutzrechtlichen Vorschriften verarbeiten, soweit dies für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlich ist. 
 
Zu 9.: 
 
Zu § 14: 
Mit der Einführung einer fixen Berichtspflicht gegenüber dem Landtag wird die Evaluationsvor-
schrift des § 14 im Sinne einer höheren Verbindlichkeit umgestaltet. Die Frist bis zum 
30. Juni 2030 dient dabei zudem der Planbarkeit der gesetzlichen Evaluation. Durch die aus-
drückliche zeitliche Festlegung wird sichergestellt, dass die Auswirkungen des Gesetzes in-
nerhalb eines angemessenen Zeitraums nach seinem Inkrafttreten überprüft und dem Parla-
ment in geordneter Form zur Beratung vorgelegt werden. Die Evaluation erhält dadurch einen 
klaren zeitlichen Rahmen. Die Berichtspflicht gegenüber dem Landtag stärkt überdies die par-
lamentarische Kontrolle. Der Landtag erhält auf dieser Grundlage die Möglichkeit, die prakti-
schen Erfahrungen mit dem Gesetz, seine Wirksamkeit sowie etwaigen Änderungs- oder 
Nachsteuerungsbedarf zu bewerten. Damit wird gewährleistet, dass die weitere gesetzgeberi-
sche Befassung nicht allein von Einzelanlässen abhängt, sondern auf einer zusammenfassen-
den Auswertung der Anwendungspraxis beruht. 
 
Die feste Frist trägt zudem zur Transparenz bei. Betroffene Personen, öffentliche Stellen, 
Fachöffentlichkeit und Zivilgesellschaft können sich darauf einstellen, dass die Erfahrungen 
mit dem Gesetz zu einem bestimmten Zeitpunkt parlamentarisch aufgearbeitet werden. Dies 
fördert die Nachvollziehbarkeit der Gesetzesfolgen und die Akzeptanz des Regelungsvorha-
bens. 
 
Der gewählte Zeitpunkt ermöglicht es, zunächst hinreichende praktische Erfahrungen mit der 
Anwendung des Gesetzes zu sammeln. Zugleich wird vermieden, dass die Evaluation zeitlich 
unbestimmt bleibt oder auf unbestimmte Zeit hinausgeschoben wird. Die Änderung schafft da-
mit ein ausgewogenes Verhältnis zwischen einer belastbaren Erfahrungsgrundlage und einer 
rechtzeitigen parlamentarischen Befassung. Die ausdrückliche Einbeziehung der Antidiskrimi-
nierungsstelle (§ 12) in den Evaluationsprozess spiegelt Aufgabenkatalog und Zielsetzung die-
ser Stelle, die vorrangig gerade auf die Erlangung faktischer und statistischer Informationen 
zum Umfang, zur Art und ggf. zu den Gründen diskriminierenden Verhaltens in Nordrhein-
Westfalen abzielen und dabei insbesondere auch Diskriminierungen seitens öffentlicher Stel-
len des Landes bei der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben in den Blick nehmen. Im Übrigen 
wird die vorgesehene Einbeziehung von Verbänden auf ein breiteres Fundament gestellt, in-
dem die Beschränkung auf Antidiskriminierungsverbände aufgegeben wird. Die Evaluation soll 
eine Vielzahl der für die Anwendung des Gesetzes relevanten Erfahrungen angemessen be-
rücksichtigen können. Hierzu können neben wissenschaftlicher Expertise und Einschätzungen 
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von Antidiskriminierungsverbänden insbesondere auch Erfahrungen weiterer zivilgesellschaft-
licher Akteure wie anderweitiger Verbände gehören. 
 
Zu § 15 
Die Änderung des Zeitpunkts des Inkrafttretens des Gesetzes in § 15 Satz 1 trägt dem Um-
stand Rechnung, dass es insbesondere für die Einrichtung der Landesantidiskriminierungs- 
sowie der Ombudsstelle eines gewissen zeitlich-organisatorischen Vorlaufs bedarf. Das für 
Antidiskriminierung zuständige Ministerium muss entsprechende organisatorische Schritte 
vorbereiten und einleiten. Damit sind Diskriminierungstatbestände ab dem 1. Oktober 2026 
von den Vorschriften des Gesetzes umfasst, das Gesetz greift also nicht für Tatbestände vor 
diesem Datum. 
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